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l^opa: 
e'n guter Schritt 
^ch vorn 
daß *Ufopäische Rat in Stuttgart hat gezeigt, 
$taat? Solidarität unter den europäischen 
Schwj   9'Dt-,n Stuttgart ist in einer sehr 
*Ur0'??9«n Zeit ein guter Schritt zu mehr 
Sen Sicher Gemeinsamkeit möglich gewe- 
tik"th S ist Grund zur Zufriedenheit, aber 

HtftBPt kein Grund zur Selbstzufriedenheit, 
^Bundeskanzler Helmut Kohl zum Ab- 
MB des EG-Gipfels fest. 

deut^
r'tät heißt gerade jetzt, daß jeder seine Position 

rnen JJh 9emacht hat, aber auch um der gemeinsa- 
men H a°he wil|en Abstriche machen mußte. Für je- 
ein Q6r Tei|nehmer wird an irgendeinem Punkt auch 
Dr0rT1j

ramm Unzufriedenheit bleiben, weil eben Kom- 
n%s 

Ss.e gefunden werden mußten. Aber Kompro- 
2Ugeh.Sind eben nur möglich, wenn man aufeinander 

• (Fortsetzung auf Seite 2) 
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Bonn, den 23. Juni 1983 

Friedenspolitik 
offensiv vertreten 
Helmut Kohl hatte auf der 
Bundesvorstandssitzung am 
12.6.1983 (UiD 22/83) die über 
eine Million aktiven Freunde 
der Union aufgefordert, in Ge- 
sprächen am Arbeitsplatz und 
unter Nachbarn die Friedens- 
politik der CDU offensiv zu 
vertreten. 
„Es war die von der Union be- 
triebene Politik der Zusam- 
menarbeit mit den Vereinigten 
Staaten, der Mitwirkung im 
westlichen Bündnis und der In- 
tegration Europas, die uns seit 
fast 40 Jahren den Frieden si- 
chert. Wir haben keinen 
Grund, diesen Erfolg zu ver- 
schweigen, sondern Anlaß, vor 
einer Abkehr von dieser Politik 
der Sicherung des Friedens in 
Freiheit zu warnen." 

Frieden, Sicherheit, 
Abrüstung 
In dieser Ausgabe bringt UiD- 
Dokumentation (grüner Teil) 
als Argumentationsmaterial ei- 
ne Zusammenfassung der Si- 
cherheits-Debatte im Deut- 
schen Bundestag. 
Weiteres Argumentationsma- 
terial wird in den nächsten 
UiD-Ausgaben folgen; eben- 
falls eine Zusammenstellung 
wichtiger, zum Friedensthema 
bereits veröffentlichter Mate- 
rialien. 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

Geben wir uns keinen Illusionen hin. So 
sehr heute weite Teile der Welt die euro- 
päische Einigung als eine Notwendigkeit 
ansehen und ihre Hoffnungen auf sie set- 
zen, so real ist auch die Gefahr, daß wir 
von den Ereignissen überrollt werden 
könnten und unsere Chance verspielen. 
Und lassen Sie uns dann entschlossen 
und mit Selbstvertrauen unsere Zusam- 
menarbeit festigen. 

In den Massenmedien des In- und Auslan- 
des werden die Ergebnisse des EG-Gip- 
fels vielfach als das „Wunder von Stutt- 
gart" bezeichnet. Der Präsident der EG- 
Kommission, Gaston Thorn, lobte die 
deutsche Verhandlungsführung. Nach dra- 
matischen Momenten sei der Gipfel dank 
des persönlichen Einsatzes von Bundes- 
kanzler Helmut Kohl gerettet worden. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion dankte 
dem Kanzler für seinen großen Einsatz 
und beglückwünschte ihn zu dem dadurch 
erreichten Erfolg für Europa. 

In einem Fernseh-Interview schilderte Hel- 
mut Kohl die Situation so: „Da waren ganz 
kritische Stunden dabei, und es schien so, 
etwa am frühen Samstagnachmittag, daß 
die Konferenz platzt. Das wäre ein schlim- 
mer Rückschlag gewesen, es hätte uns 
um viele Jahre zurückgeworfen. 

Frage: An welchem Punkt war das kri- 
tisch? 

Helmut Kohl: Natürlich auch beim Geld 
und bei den Beiträgen und ob dieses Pa- 
ket, das ich gebildet habe, zusammen- 
kommt. Es hat viel Überredungskunst und 
auch viel Solidarität unter Freunden, die 
es — Gott sei Dank! — in dieser Konfe- 
renz untereinander gibt, gekostet. Aber 
wir sind jetzt auf einem Weg, mit kleinen 
Schritten aus dem Tief herauszukommen. 
Europa kann man nur in kleinen Schritten 
bauen. Die Länder kommen aus einer un- 
terschiedlichen Lage. Und es ist halt ein 
weiter Weg. 

Wenn ich nur ein Beispiel einmal SK 
darf. Margaret Thatcher hat noch alsJj 
Frau erlebt, daß die Königin von Enfl % 

Kaiserin   von   Indien   war.   Die  'nsew 
Großbritanniens war so, daß man sicn   ^ 
überhaupt nicht denken konnte, daß   ^ 
sich an Europa anschließt. Ein Teil de 
tischen Bevölkerung denkt heute noc 
wie ja gerade jetzt im Wahlkampf wl 

bewiesen wurde. 

Aber weder Großbritannien   noch ^ 
reich, noch die Bundesrepublik  l 

drei  zu  nennen,  haben  eine 
® echte 

kunftschance in der Sicherheitspo|itik:t ,-p 
der Sicherung von Frieden und FreihL'fiH 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik. w 

wir nicht zusammengehen. J 

Jeder der Regierungschefs, ob M'j^ri- 
für Frankreich, ob Thatcher für Gf0] 
tannien, ob mein Freund Lupas in df%n 
derlanden oder ich, sind in den W 
Monaten in die nationalen Parlament  ^ 
gangen  und  haben  gesagt,  Leute. ^ 
müssen sparen, und wir haben drast1 ^ 
Sparmaßnahmen zur Konsolidierung jf1, 
Haushalte, zur Wiederbelebung der

|oSig- 
schaff, zur Bekämpfung der Arbeits'    • 
keit, um die Mittel dafür zu haben, e   , 
ten müssen. Wenn überall gespart: 
muß natürlich auch in Europa gespa^   e. 
den. Es ist doch überhaupt nicht ein* 
hen, daß das Sparen vor den Toren P wir 

sels haltmacht. Deswegen brauchen 
dieses Paket, in dem der Brüsseler H 
halt   durchgeschaut   wird,   in   dem     .. 
Schichtungen vorgenommen werden.   (( 

nau wie bei uns im deutschen Hau5 

auch; indem wir überlegen, wie wir die jjgr 

litisch dringend gebotene Erweiterung 
Gemeinschaft um Portugal und SP  nfi- 
die wir wollen, in den nächsten Jahre 

nanzieren. . 
Europa kostet auch Opfer, aber EjfV 
bringt uns unendlich viel an wirtsch 
eher Zukunft, an Zukunft in Sicher* 
Friede und Freiheit unseres Landes    « 
gen auch von der europäischen Solida 
ab. 
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Zierliche Deklaration 
*Ur Europäischen Union 
N K*?6 Von Bundeskanz,er He,_ 

Europa 

1983: 

ö& 
re^

Präsident, meine Damen und Her- 

zur „Feierlichen Deklara- 
aem P' *"UroPäischen Union" auf 
Uli i Ju[°Päischen Rat in Stuttgart 

*JUni 1983T       • 
Ü 
der F

n\ mit der heutigen Unterzeichnung 
8chen ?!erlicnen Deklaration zur Europäi- 
sier k , 0n" bekunden wir, daß wir trotz 
Spektiv 

tenden Tagesfragen die Per" 
Spektiv

e der Europäischen Union, die Per- 
Schaft 6 • einer solidarischen Gemein- 
er J n'Cht aus dem Au9e verlieren. 
rrieir>schen eine entscheidungsfähige Ge- 
Weit J}!^- Wenn Europa die Politik in der 
^eiejg bestimmen will, wenn wir es ver- 
^er p0|. ^°"en, zum bloßen Gegenstand 
Wiral|e 

anderer zu werden, so müssen 
Mit r\ Unsere Kräfte zusammenfassen. 
Ie'isten

r ^Verzeichnung der Deklaration 
Allen pWir dazu einen wichtigen Beitrag. 
9en ha

a[tnern saQe ich meinen aufrichti- 
SunQ   ü? fur ihre Mitarbeit bei der Abfas- 

a^uun 

'itibo Außenministem Genscher und Co- 

^ o kSes    Dokuments.    Besonderer 
W*. ührt den beiden Initiatoren, den 

^eihe v
e zu' daß die Erklärung in einer 

Was cjie°ß Punkten nicht dem entspricht, 
'taiien 

Bundesrepublik Deutschland und 
^rWa/

Sprün9lich vorgeschlagen hatten. 
Als gut

en bereit gewesen, weiterzugehen. 
y"ir ai|e

e EuroPäer wissen wir jedoch, daß 
^nn6n 

2üsammen nur soviel erreichen 
r^n h ' w'eviel jeder für sich zu akzeptie- 

rt Vo     ist 

einen vlSChla9' mit der Europäischen Akte 
^ropaTeiteren Schritt auf dem Wege zur 
alt. Die en Union zu tun'ist zwei Jahre 

^Uertp lntensiven Arbeiten am Entwurf 
'    n uber ein Jahr. In dieser Zeit hat 

sich die Weltlage nicht verbessert, son- 
dern ist kritischer geworden. Spannungen 
und Konflikte in vielen Teilen der Welt ha- 
ben zugenommen. Hinzu kommen die au- 
ßerordentlich schwierigen wirtschaftlichen 
Probleme, die uns allen schwer zu schaf- 
fen machen. 
Geben wir uns keinen Illusionen hin: So 
sehr heute weite Teile der Welt die euro- 
päische Einigung als eine Notwendigkeit 
ansehen und ihre Hoffnungen auf sie set- 
zen, so selbstverständlich sie vor allem 
uns selbst erscheint, so real ist auch die 
Gefahr, daß wir, geben wir nicht acht, von 
den Ereignissen überrollt werden könnten 
und unsere Chance verspielen. Jeder von 
uns braucht Europa. Die europäische Eini- 
gung braucht aber unser aller Anstren- 
gungen. Wir müssen die uns gegebene 
Zeitspanne nutzen.  Lassen Sie  uns die 
Tatsache, daß wir jetzt wirtschaftlich und 
politisch in rauhe Wasser geraten sind, als 
Ansporn verstehen, um Europas Einigung 
mit neuer Kraft voranzubringen. 
Dazu  brauchen wir eine  nüchterne  Be- 
standsaufnahme dessen, was in der Ge- 
meinschaft und in unserer Zusammenar- 
beit nicht funktioniert. Und lassen Sie uns 
dann entschlossen und mit Selbstvertrau- 
en  unsere Zusammenarbeit festigen:  in 
der  Wirtschaftspolitik   müssen   wir   eine 
bessere  Koordinierung  und  Konvergenz 
anstreben; in der Außen- und Sicherheits- 
politik müssen wir enger zusammenarbei- 
ten, um unsere Freiheit und den Frieden 
zu sichern. 
Europa, die Europäische Gemeinschaft, 
war und ist nicht als eine große Freihan- 
delszone gedacht. Dies entspräche nicht 
meiner Vorstellung von der Gemeinschaft. 
Die Europäische Deklaration will neue Ge- 
biete solidarischen Handelns in Europa er- 
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Schlagzeilen zum Europa-Gipfel 
ERFOLG FÜR KANZLER KOHL: 
DURCHBRUCH AUF DEM EG-GIPFEL 
VON STUTTGART. 
Welt am Sonntag 

KANZLER KOHL RETTETE EG-GIPFEL 
Bild am Sonntag 

EG-GIPFEL FINDET DOCH 
KOMPROMISS 
Kölner Stadt-Anzeiger 

„ENDE GUT, ALLES GUT" - 
EG-PARTNER LOBEN 
VERHANDLUNGSFÜHRUNG KOHLS 
Abendpost-Nachtausgabe 

KOHL FORDERT NACH GIPFEL: 
JETZT MÜSSEN TATEN FOLGEN 
Ruhr-Nachrichten 

NEUE IMPULSE VOM EUROPA- 
GIPFEL IN STUTTGART 
Frankfurter Allgemeine Zeitung 

STUTTGARTER KOMPROMISS 
SOLL DIE ZUKUNFT DER EG 
SICHERN 
Wiesbadener Kurier 

IN STUTTGART MACHTE EUROPA 
EINEN NEUEN SCHRITT NACH VOfl" 
Neue Rhein-Zeitung 

KOHL: WICHTIGER SCHRITT IN DIE 
RICHTIGE RICHTUNG 
Saarbrücker Zeitung 

DIE EG STREBT 
ZU NEUEN HORIZONTEN 
Rhein-Zeitung 

öffnen: in der Kultur, in der Gesetzge- 
bung, in der Sicherheitspolitik. Und sie will 
das, was in den vergangenen Jahren an 
Institutionen in der Gemeinschaft gewach- 
sen ist, bündeln zum Nutzen unserer ge- 
meinsamen Politik. 

Für die Bundesrepublik Deutschland kann 
ich erklären: Wir sind bereit, auf dem We- 
ge der europäischen Einigung weiter vor- 
anzuschreiten. Wir wollen dazu alle Mög- 
lichkeiten der Zusammenarbeit, die in der 
Deklaration genannt sind, voll nutzen. 

Nur so können wir unser Gewicht interna- 
tional zur Geltung bringen; nur so können 
wir unser Geschick als Europäer auch 
selbst wieder stärker in die eigenen Hän- 
de nehmen. 

Unsere gemeinsame Aufgabe ist es, für 
Europa den Frieden in Freiheit zu sichern. 
Von Europa ist eine gewisse Vorstellung 
von Menschenwürde, von Eigenverant- 
wortung und von Solidarität ausgegangen. 
Winston Churchill hat in seiner Züricher 
Rede vom 19. September 1946 gesagt: 

„Dieser edle Kontinent, der letzten Endes 
die schönsten und kultiviertesten Gebiete 
der Erde umschließt und sich eines gemä- 

ßigten und ausgeglichenen Klimas e fi 

ist die Heimat aller großen Stamnj* ^ 
der westlichen Welt. Er ist die Que Lfiß 
christlichen Glaubens und der Christ ^ 
Ethik. Er war in alter und neuer Ze p 
Ursprung fast jeglicher Kultur, Kunst, 
losophie und Wissenschaft." ^ 

Wir werden dies heute wohl etwaS
cnei" 

scheidener formulieren, weil wir beS
ral- 

dener geworden sind. Wir wissen v ^ 
lern auch, daß wir im Laufe unsere 

>r; schichte den uns selbst gestellten A „ 
derungen nicht immer gerecht 9eVJ0^- 
sind, ja, daß wir sie sehr oft auch 9 
lieh verletzt haben. 

Dennoch, was wir in Europa seit 30 & e- 
aufgebaut haben, zeigt, daß wir aus ^ 
rer Geschichte gelernt haben. Das is*^r. 
Botschaft des Optimismus und deS 0|iti- 
trauens. Sie soll uns vor allem aber P^ 
scher Auftrag sein. Der Auftrag '* flf« 
daran mitzuwirken, daß Europa für uj j(1 

Kinder und Enkel eine Region ble'%- 

ne Region, deren Menschen nicht r»u ^ 
trächtig ihr gemeinsames Erbe $*  p 
verwalten, sondern dieses Erbe auC 

die Welt nutzbar machen. . 
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-^feierliche Deklaration 
Europäischen Union" im Wortlaut 

Leiter auf dem Weg zu einem 
^geren Zusammenschluß 

ten T Eur°Päischen Rat versammelten Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaa- 
träg er Europäischen Gemeinschaften - entschlossen, das auf der Grundlage der Ver- 
Schaff

Von Paris und Rom begonnene Werk fortzuführen und ein vereintes Europa zu 
be9e das mehr denn )e notwendig ist' um den Gefahren der internationalen Lage zu 
n6r 9nen, und das fähig ist, die Verantwortung zu übernehmen, die ihm aufgrund sei- 
Völke°lltiSchen Ro"e. seiner Wirtschaftskraft und vielfältigen Bindungen mit anderen 
reicr/n 2uk°mmt, in der Erwägung, daß der Europagedanke, die Ergebnisse in den Be- 
die N6^ der wirtschaftlichen Integration und der politischen Zusammenarbeit wie auch 
Pas ^endigkeit neuer Entwicklungen dem Wunsch der demokratischen Völker Euro- 
W Rechen, für die das in allgemeiner Wahl gewählte Europäische Parlament ein 

ßliches Ausdrucksmittel ist, 
Verfa!"°Ssen- gemeinsam für die Demokratie einzutreten, wobei sie sich auf die in den 
S%t 9en und Gesetzen der Mitgliedstaaten, in der Europäischen Konvention zum 
rechtl2 der Menschenrechte und der Europäischen Sozialcharta anerkannten Gründ- 
et e- lr»sbesondere Freiheit, Gleichheit und soziale Gerechtigkeit stützen, überzeugt, 
ihr6 T'e Gemeinschaft ihren Zusammenhalt stärken, ihre Dynamik wiedererlangen und 
die er

atl9keit in bislang ungenügend erschlossenen Bereichen intensivieren muß, um 
ent nSten wirtschaftlichen Probleme der Mitgliedstaaten zu lösen, 
b|6rri

Cl!lossen, dem sozialen Fortschritt der Gemeinschaft und insbesondere dem Pro- 
^iorjt 6r Beschäftigung durch die Entwicklung einer europäischen Sozialpolitik hohe 
0be  

at einzuräumen, 
ßenpon9t' daß Europa zur Erhaltung des Friedens beitragen kann, wenn es in der Au- 
spric. ltlk auch in bezug auf die politischen Aspekte der Sicherheit, mit einer Stimme 
Öeschrin9edenk ihrer am 21. Oktober 1972 und 10. Dezember 1974 in Paris gefaßten 
Und rt e- des Dokuments über die europäische Identität vom 14. Dezember 1973 
cj6n s

er Erklärung des Europäischen Rates vom 30. November 1976 in Den Haag über 
in d 

chr'ttweisen Aufbau der Europäischen Union, 

Schelffesten Willen, ein umfassendes und zusammenhängendes gemeinsames Politi- 
ken bild zu verwirklichen, und in Bekräftigung ihres Willens, die Gesamtheit der 
f0|ge   Un9en zwischen ihren Staaten in eine Europäische Union umzuwandeln — haben 

°es beschlossen: 
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1. Ziele 
1.1 Die Staats- und Regierungschefs be- 
kräftigen ihre Verpflichtung, auf dem Weg 
zu einem immer engeren Zusammen- 
schluß der Völker und Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft voranzu- 
schreiten; sie tun dies im Bewußtsein ei- 
ner Schicksalsgemeinschaft und in dem 
Willen, die europäische Identität zu be- 
haupten. 

1.2 Die Staats- und Regierungschefs be- 
kräftigen die vom Europäischen Rat am 
8. April 1978 abgegebene Erklärung zur 
Demokratie, in der es heißt, daß die Ach- 
tung und die Aufrechterhaltung der parla- 
mentarischen Demokratie und der Men- 
schenrechte in allen Mitgliedstaaten we- 
sentliche Elemente der Zugehörigkeit zu 
den Europäischen Gemeinschaften sind. 
1.3 Zur Erziehung wachsender Solidarität 
und Gemeinsamkeit des Handelns bedarf 
das europäische Einigungswerk einer 
deutlicheren Ausrichtung auf seine allge- 
meinen politischen Ziele, auf wirksamere 
Entscheidungsstrukturen, einen festeren 
Zusammenhalt und eine enge Koordinie- 
rung seiner verschiedenen Tätigkeitsbe- 
reiche sowie auf das Bemühen um eine 
gemeinsame Politik in allen Bereichen von 
gemeinsamem Interesse sowohl innerhalb 
der Gemeinschaft als auch gegenüber 
Drittländern. 

1.4 In dem Bestreben, die bisher im wirt- 
schaftlichen wie auch im politischen Be- 
reich erzielten Fortschritte auf dem Wege 
zur Europäischen Union zu festigen, be- 
kräftigen die Staats- und Regierungschefs 
folgende Ziele: 

1.4.1 Stärkung und weiterer Ausbau der 
Gemeinschaften, die das Kernstück der 
Europäischen Union bilden, durch die Ver- 
tiefung bestehender und die Ausarbeitung 
neuer politischer Zielsetzungen im Rah- 
men der Verträge von Paris und Rom: 

1.4.2 Stärkung und Ausbau der Europäi- 

schen Politischen Zusammenarbeit 
durcf1 

die Erarbeitung und Festlegung Qe^ 
samer Positionen und eines gemeins ^r 

Vorgehens auf der Grundlage vers , 
Konsultationen im Bereich der *üße $ 
tik einschließlich der Koordinierung 
Positionen der Mitgliedstaaten zu d« „ 
litischen und wirtschaftlichen AsP ^,. 
der Sicherheit, um die schrittweise^ 
Wicklung solcher Positionen und (. 
solchen Vorgehens in immer mehr ^ 
chen der Außenpolitik zu fördern un 
erleichtern. u 
(Fußnote: Vorbehalte Dänemarks. W'^ 
ehe griechische Erklärungen im "r 

zu 2.2.2 und 2.2.3) .^ 

1.4.3 Förderung    folgender   Tätigl<?[äg« 
soweit sie nicht im Rahmen der Ve 
verwirklicht werden können 

|p3r' 
eine engere  kulturelle Zusam^.^, 

beit, um das Bewußtsein eines 9erT1^0pai" 
men kulturellen Erbes als Teil der eur K 

sehen Identität zu festigen .^ 
— eine Angleichung bestimmter ßer

atep. 
der  Gesetzgebung  der  Mitglieds*8 ^ 
um   die   Beziehungen   zwischen 
Staatsangehörigen zu erleichtern . 

— eine gemeinsame Analyse und e 
gestimmtes Vorgehen, um den inter ^ 
nalen Problemen der öffentlichen -f 
nung, schweren Gewalttaten, dem ow^ 
sierten internationalen Verbrechen Ufl ^ 
gemein der grenzüberschreitenden 
nalität zu begegnen. 

2. Institutionen 
Die Staats- und Regierungschefs u * 
streichen die Bedeutung, die eine^ ^. 
ßeren Zusammenhalt und einer engen p. 
Stimmung auf allen Ebenen der best* gjfr 
den Strukturen der Europäischen Q8 |jii- 
schaffen und der Europäischen ,,. 
sehen Zusammenarbeit für ein urnf*8 ^ 
des und übereinstimmendes Handel 
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verw 
W    chun9  der  Europäischen   Union 

Fraqen 
der %   aus   dem   Zuständigkeitsbereich 
der) 

Ur°Päischen Gemeinschaften wer- 
% ach den Bestimmungen und Verfah- 

re 9e,t« die in oder 9emaß den Ver" 
9än>n V°n Paris und Rom und den sie er- 
sir,d egden     Übereinkünften     festgelegt 

''tisch e' Fragen aus dem Bereich der Po~ 
der, D6n. Zusammenarbeit werden die in 
Penha

eriChten von Luxemburg (1970), Ko- 
einbarten (1973) und London (1981) ver" 
Vereir!h    Verfanren sowie 991 weitere zu 

barende Verfahren angewandt. 
2.1  h 

2   uer Europäische Rat 
Staat-1*1 EuroPaiscnen Rat kommen die 
%nt" Und Regierungschefs und der Prä- 
Von d 

der Kommission zusammen, die 
ten u

en Außenministern der Mitgliedstaa- 
^ntfirl? einem Mitglied der Kommission 
^^t werden 
b|'cka EuroPäische Rat, der im Hin- 
^ uf die Europäische Union handelt, 

hen -,. dem europäischen Aufbauwerk ei- 
^ 9ßnieinen politischen Impuls; 

rung? die Ansatzpunkte für die Förde- 
rnd e p.s europäischen Aufbauwerks fest 
^rdiepßt allgemeine politische Leitlinien 
die g Ur°Päischen Gemeinschaften und 
beit- Ur°Päische Politische Zusammenar- 

Ünj0r)
rat über Fragen der Europäischen 

tenUriri
Unter inren verschiedenen Aspek- 

fnurin otra9t dabei für deren Übereinstim- 
^    «Sorge; 

die>       *  neue  Tätigkeitsbereiche  für 

t»rin 

irnmenarbeit; 
9en ,j"l9t dle gemeinsame Position in Fra- 
AuScJr

er Außenbeziehungen feierlich zum 

96nhejt
ircl der Europäische Rat in Angele- 

der ^u
en aus dem Zuständigkeitsbereich 

tut er 
r°Paischen Gemeinschaft tätig, so 

d,es als Rat im Sinne der Verträge. 

2.1.4 Der Europäische Rat erstattet dem 
Europäischen Parlament nach jeder Sit- 
zung Bericht. Dieser Bericht wird minde- 
stens einmal während jeder Präsident- 
schaft vom Präsidenten des Europäischen 
Rates erstattet. Der Europäische Rat legt 
dem Europäischen Parlament ferner jähr- 
lich einen schriftlichen Bericht über die 
auf dem Wege zur Europäischen Union er- 
zielten Fortschritte vor. Bei den Ausspra- 
chen über diese Berichte wird der Euro- 
päische Rat in der Regel durch seinen 
Präsidenten oder durch eines seiner Mit- 
glieder vertreten. 

2.2 Der Rat und seine 
Mitglieder 
2.2.1  Der Rat (Allgemeine Angelegenhei- 
ten) und seine Mitglieder sind für die Ko- 
härenz und Kontinuität der für den weite- 
ren Aufbau der Europäischen Union not- 
wendigen  Arbeiten  sowie  die  Vorberei- 
tung der Sitzungen des Europäischen Ra- 
tes verantwortlich. Um die institutionellen 
Einrichtungen der Gemeinschaft und der 
Politischen Zusammenarbeit einander an- 
zunähern, befaßt sich der Rat mit Angele- 
genheiten, für die er nach den Verträgen 
zuständig ist, gemäß den dort vorgesehe- 
nen Verfahren, und seine Mitglieder befas- 
sen sich gemäß den einschlägigen Verfah- 
ren auch mit allen anderen Bereichen der 
Europäischen Union, insbesondere Ange- 
legenheiten der Politischen Zusammenar- 
beit. Die Mitgliedstaaten regeln ihre Ver- 
tretung  nach  Maßgabe  ihrer  jeweiligen 
verfassungsrechtlichen Bestimmungen. 

2.2.2 Die Anwendung der in den Verträ- 
gen von  Paris  und  Rom vorgesehenen 
Verfahren für die Beschlußfassung ist von 
entscheidender  Bedeutung für  die Ver- 
besserung der Handlungsfähigkeit der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften. Im Rat wird 
jede Möglichkeit zur Erleichterung der Be- 
schlußfassung    genutzt;    hierzu    gehört 
auch die Möglichkeit der Stimmenthaltung 
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in den Fällen, in denen Einstimmigkeit er- 
forderlich ist. 

2.2.3 Um ein Europa, das im Bereich der 
Außenpolitik mit einer Stimme spricht und 
gemeinsam handelt, zielstrebig voranzu- 
bringen, werden sich die Regierungen der 
Mitgliedstaaten ständig um eine größere 
Wirksamkeit der Politischen Zusammenar- 
beit bemühen und insbesondere bestrebt 
sein, den Entscheidungsprozeß zu er- 
leichtern, um rascher zu gemeinsamen 
Positionen zu gelangen. Sie haben vor 
kurzem mit dem Londoner Bericht vom 
13. Oktober 1981 neue Vereinbarungen 
getroffen. Diesen Weg werden sie im Lich- 
te der bisherigen Erfahrungen weiterver- 
folgen, und zwar insbesondere durch 
— die Stärkung der Befugnisse der Prä- 
sidentschaft hinsichtlich Initiative, Koordi- 
nation und Vertretung gegenüber Drittlän- 
dern, 

— eine angemessene stärkere operatio- 
neile Unterstützung der aufeinanderfol- 
genden Präsidentschaften entsprechend 
den wachsenden Aufgaben, die sie zu er- 
füllen haben. 

2.3 Das Parlament 
2.3.1 Der Versammlung der Europäischen 
Gemeinschaften kommt bei der Entwick- 
lung der Europäischen Union eine wesent- 
liche Rolle zu. 

2.3.2 Das Europäische Parlament erörtert 
alle Fragen der Europäischen Union ein- 
schließlich der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit. Bei Angelegenheiten 
aus dem Bereich der Europäischen Ge- 
meinschaften berät es gemäß den Bestim- 
mungen und Verfahren der Verträge zur 
Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft und der sie ergänzenden Überein- 
künfte. 

2.3.3 Zusätzlich zu den in den Verträgen 
vorgesehenen Konsultationsverfahren be- 
antworten der Rat, seine Mitglieder und 

p 
die Kommission entsprechend ihre 

ständigkeit 
— mündliche oder schriftliche An 
des Parlaments, «f 
— Entschließungen zu Fragen von 9  ^ 
Bedeutung und allgemeiner TragWel• 
denen das Parlament sie um Er,aU 

gen bittet. ^ 
2.3.4 Die Präsidentschaft wendet sic ( 

Beginn ihrer Amtszeit in einer Ansp jf|r 

an das Europäische Parlament un^ ?pjr 
Programm dar. Sie berichtet dem c^ it 

sehen Parlament am Ende ihrer ^r$- 
über die erzielten Fortschritte. Die..jsCttf 
dentschaft unterrichtet das Europa s. 
Parlament über dessen Politischen f 

schuß regelmäßig über die im Rahme af. 
Europäischen Politischen Zusamt e. 
beit behandelten außenpolitischen ^ 
men. Die Präsidentschaft erstatte) ^ 
Europäischen Parlament einmal Ja $ 
auf einer Plenarsitzung Bericht übe 
Fortschritte im Bereich der Politische 
sammenarbeit. .^ 
2.3.5 Vor der Ernennung des Präside^ 
der Kommission holt der Präslde.nfl|jed' 
Vertreter der Regierungen der ^'^r 
Staaten die Stellungnahme des ErW

par|a- 
ten Präsidiums des Europäischen ^. 
ments ein. Nach der Ernennung d^r& 
glieder der Kommission durch die ^ 
rungen der Mitgliedstaaten legt die j(lf 

mission dem Europäischen Parian^ pg 
Programm zur Debatte und Abstim 
über dieses Programm vor. M 
(Fußnote: Vorbehalte Dänemarks. ^ y 
ehe griechische Erklärungen im Pr° 
zu 2.2.2 und 2.2.3) 

äisc MH 
2.3.6 Der Rat wird mit dem Europa15 *, 
Parlament und der Kommission Ge $ 
ehe mit dem Ziel aufnehmen, das 'n ^ 
gemeinsamen Erklärung vom 4. MärZ .^ 
vorgesehene Konzertierungsverfahre ^. 
Rahmen einer neuen Vereinbarung z° zn 
bessern und den Anwendungsbere' 
erweitern. 
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c/,e grieci^
orbehalte Dänemarks. Verglei- 

*)& n>sche Erklärungen im Protokoll 
k,7'*

un« 2.2.3) 
v°r9eSehät2lich zu den in den Verträgen 
**tinlrm

ene
i
n Konsultationen hinsichtlich 

,ird ^ * internationaler Übereinkünfte 
tw*   -Un9nahme des Europäischen 

"de        
Vor 

'%i0|^
Schtuß anderer bedeutender in- 

% |nschf~'er Ubereinkünfte durch die Ge- »aft 

Nn Qe
6ltritt ejnes Staates zur Europäi- 

|Nen v
meinschaft eingeholt. Die beste- 

s
noffi*ie||6

erfahren zur vertraulichen und in 
iiCllen tj, Verrichtung des Europäi- 
verh8.  

ar|amj lar^dlu ",er«ts über den Stand der 
?ng der

nne-n werden unter Berücksich- 
r, von d 

Drin9lichkeitserfordernisse auf 
a
6n 'ntern

e?- Gemeinschaften geschlosse- 
nen atl°nalen Übereinkünfte von Be- 
j      yaus9edehnt. 

Di© i^ Die SK     0mmjssion 
M.reichen 1 Und  Regierungschefs  Unter- 

trs der k 'e besondere Bedeutung, wel- 

'Vörm Emission als Hüterin der Ver- 
H )encjer" 

aris ur,d Rom sowie als impuls- 
danSpr°2eRraft 'm eur°Päischen Integra- 
3u °nde •2ukommt- Sie bestätigten, 
tr <% ^Q 

bertragung von Befugnissen 
*9e häufi

mmJssion im Rahmen der Ver- 

Ö • 2us"6r Gebraucn 9emacht werden 
di%niSse

at2lich zu ihren Aufgaben und 
t6 Korrir^jn nacn diesen Verträgen wird 
^r°f)äiSch

Ssl0n 'n vollem Umfang an der 
te '^ Ur»d ae

en Pol't'schen Zusammenar- 
n ^ ^h

9eber,enfalls anderen Tätigkei- 
[        en der Europäischen Union V 

s -n G^ Gerichtshof 
CnSchaftphtSh°f der Europäischen Ge- 

KoftentWick|n a'S Garant der Wahrun9 und 

0 Nt bei     9 des Gemeinschaftsrechts 
'°n eine

m  Aufbau  der  Europäischen 
wesentliche Aufgabe zu. Die 

Staats- und Regierungschefs kommen 
überein, unter Berücksichtigung der je- 
weiligen verfassungsrechtlichen Bestim- 
mungen ihrer Staaten bei den internatio- 
nalen Übereinkommen zwischen Mitglied- 
staaten von Fall zu Fall soweit zweckdien- 
lich die Aufgabe einer Klausel in Betracht 
zu ziehen, die dem Gerichtshof eine ent- 
sprechende Auslegungskompetenz zuer- 
kennt. 

3. Wirkungsbereich 
3.1  Europäische 
Gemeinschaften 
Die Staats- und Regierungschefs, die der 
Entwicklung der Gemeinschaftspolitik auf 
breiter Front neuen Antrieb verleihen wol- 
len, heben die Bedeutung der folgenden 
politischen Zielsetzungen hervor: 

3.1.1 Eine wirtschaftliche Gesamtstrate- 
gie in der Gemeinschaft zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit und Inflation und För- 
derung der Konvergenz des wirtschaftli- 
chen Entwicklungsstandes der Mitglied- 
staaten. (...) 
(Fußnote: Vorbehalte Dänemarks. Verglei- 
che griechische Erklärungen im Protokoll 
zu 2.2.2 und 2.2.3). 
ZA.2 Größere wirtschaftliche Disziplin 
und eine wirksamere Koordinierung der 
einzelstaatlichen wirschaftspolitischen 
Maßnahmen, die zur Verwirklichung der 
Gesamtziele der Gemeinschaft erforder- 
lich sind, um sicherzustellen, daß die 
wichtigsten wirtschaftlichen und sektora- 
len Ziele der Mitgliedstaaten mit der Erhal- 
tung und Stärkung der Gemeinschaft und 
mit dem Ziel der Konsolidierung des Euro- 
päischen Währungssystems im Einklang 
stehen. 
3.1.3 Stärkung des Europäischen Wäh- 
rungssystems, das ein entscheidender 
Faktor für Fortschritte auf dem Wege zur 
Wirtschafts- und Währungsunion und der 
Schaffung eines Europäischen Währungs- 
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fonds ist und damit zur Konsolidierung ei- 
ner Zone währungspolitischer Stabilität in 
Europa und zur Schaffung eines stabile- 
ren internationalen wirtschaftlichen Um- 
felds beiträgt. 

3.1.4 Bestimmung von Gemeinschaftsin- 
strumenten und -mechanismen, die ein 
Vorgehen ermöglichen, das der Lage und 
den besonderen Bedürfnissen der weni- 
ger wohlhabenden Mitgliedstaaten ange- 
paßt ist und eine Lösung ihrer Struktur- 
probleme anstrebt, mit der die harmoni- 
sche Entwicklung der Gemeinschaft si- 
chergestellt ist. 

3.1.5 Angesichts der Bedeutung der Au- 
ßenbeziehungen der Gemeinschaft die 
Stärkung der gemeinsamen Handelspolitik 
und die Entwicklung ihrer Außenwirt- 
schaftspolitik auf der Grundlage gemein- 
samer Positionen; die Gemeinschaft wird 
damit ihrer besonderen Verantwortung als 
wichtigster Partner im Welthandel und ih- 
rem Eintreten für ein freies und offenes 
Handelssystem konkreten Ausdruck ver- 
leihen. 

In diesem Zusammhang ist eine Verbesse- 
rung und Koordinierung der Entwicklungs- 
politik auf einzelstaatlicher und Gemein- 
schaftsebene erforderlich, um den Bedürf- 
nissen der Entwicklungsländer und der 
wechselseitigen Abhängigkeit zwischen 
Europa und diesen Ländern besser ge- 
recht zu werden und die impulsgebende 
Rolle Europas in den Beziehungen zwi- 
schen Industrie- und Entwicklungsländern 
zu stärken. 
3.1.6 Vollständige Verwirklichung des Bin- 
nenmarktes im Einklang mit den Verträ- 
gen, insbesondere die Beseitigung der 
noch bestehenden Hindernisse für den 
freien Waren-, Kapital und Dienstlei- 
stungsverkehr sowie der weitere Ausbau 
einer gemeinsamen Verkehrspolitik. 
3.1.7 Weiterentwicklung der gemeinsa- 
men Agrarpolitik im Einklang mit der Poli- 
tik in anderen Bereichen unter Wahrung 

und' 
ihrer im Vertrag festgelegten Zie,e 

Grundsätze des einheitlichen ^ar J^ 
Gemeinschaftspräferenz und ^er,jJfj^ 
len Solidarität sowie unter B.erU ^„g ^ 
gung der Notwendigkeit der Sich*i $ 
nes angemessenen Lebensstan ^ 
die Landwirte und der Erziel^ # 
besseren Marktgleichgewichts ^ 
stimmten Sektoren. Die Probleme ^ 
begünstigter landwirtschaftlich«^ / 
nen, einschließlich bestimmter Mit ^ 
regionen, deren Entwicklung we ^ 
von der Landwirtschaft abhäng • 
nen besondere Aufmerksamkeit- ^ 
3.1.8 Entwicklung einer Industries^ 
auf Gemeinschaftsebene, um die $ 
zu stärken, sie wettbewerbsfähig jn Rü- 
chen und produktive Arbeitsplatz h ir 
ropa zu schaffen, insbesondere 
vestitions- und Innovationsförder ^ 

Um der Gemeinschaft die Mitte' y 
langfristige kräftige Entwicklung ^ $ 
wird die Zusammenarbeit z*iSC

MO\ofl' 
Unternehmen in den Spitzentechh ^ 
durch die Schaffung von Pr°JeK 

meinsamen Interesses verstärkt 
Die Bemühungen von Industrie un. $ 
rungen in den Bereichen Energie      .« 
schung werden durch Koordinie      et 
geeignete     Maßnahmen     auf 
schaftsebene ergänzt. J il 

3.1.9 Entwicklung der Regional- u .^ 
Sozialpolitik der Gemeinschaften^ p 

sondere den Transfer von Ress gi 
weniger wohlhabende Regi°n Gef/i 
schließt, so daß die Politik der ,/ 
schaff und ihr Instrumentarium m ^r/ 
voll zum Tragen kommen und ^° g $ 
und eine ausgewogene EntwicK 
dem können. 

3.2 Außenpolitik ?/ 
Zur Bewältigung der wachsende^ .ß J 
me der internationalen Politik lS ^K 
wendige Stärkung der Europäisch ^- 
sehen     Zusammenarbeit     insö 
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\ ch 
C^aende Maßnahmen sicherzustel- 

1,1 recht l1iefung der Konsultationen- 
111 a|len 26it'9 ein gemeinsames Handeln 

W|chtigen außenpolitischen  Fra- 
**& •««für 

sind 
d'e Zehn als Ganzes von Inter- 

die 
2u ermöglichen; 

'^ Mit^?rherige Konsultation der ande- 

•öQltic f,nd9ültialedstaaten  vor der Festle9un9 
M  Staat

6r Positionen irvdiesen Fragen. str6 und Regierungschefs unter- zieh 

'tgiie^Jl""6  Verpflichtung,   daß  jeder 
?**tdie Positionen seiner Partner "üerQr,   ; ^'c rosiiionen semei rai uiei 

J6ir,sam tigen und der Annahme ge- 
t ^erJ- euroPä'scr>er Positionen und 
fjS beirjl"rklicnung gebührende Bedeu- 
P°%n 

essen wird, wenn er nationale 
Ke * ausarbeitet und auf nationaler 
- ^geht: 

dle Entwi, 
|er D 

9ernei^rassiJngen der Zehn in der Forrr 

r*Xis de 
Wlck|ung und Erweiterung der 

„Sr Auff->     efinition und Konsolidierung 

?   Einsam 
Staler R     Pos'tionen,  die  dann  ein 
^lied« ezugspunkt für die Politik der 

" die s   
aten sind: 

s'ti0n 9eCmrittWeise Entwicklung und Defi- 
^k cjje F

einsamer Grundsätze und Ziele 
rn^n- Um ests*e,lung gemeinsamer Inter- 
im 6irisarrie  d'e Möglichkeiten für ein ge- 
enPo|itiL S Vorgehen im Bereich der Au- 0|itik •> 

die K      erweitern; 
lt9liedst>0rdinierung der Positionen de 

W,r{ 
Schafj

aa^en  zu   den   politischen   und 

*er 
^H>hrte 

en Aspekten der Sicherheit; 

^as o        Kontakte  mit  Drittländern, 

?ner imWiCht der Zehn a,s Gesprächs- 
*rW m Bereich  der Außenpolitik zu ^t\-      wc|eicn  der Außenpolitik 

p^nge^ngere Zusammenarbeit der Ver- 
NWL2er,n in Drittländern auf di- lSc.        -»nil in uriiiianaern aui ui 

er und administrativer Ebene; 

'^ beiernÜhen um gemeinsame Posi- 
e^en    Wlchtigen internationalen Kon- 

"r^hn'ta-? denen einer oder mehrere 
Nehmen und deren Tagesord- 

nung Fragen enthält, die im Rahmen der 
politischen Zusammenarbeit behandelt 
werden; 
— eine stärkere Berücksichtigung des 
Beitrags, den das Europäische Parlament 
zur Erarbeitung einer koordinierten Au- 
ßenpolitik der Zehn leistet. 

3.3 Die kulturelle 
Zusammenarbeit 
In Ergänzung der Maßnahmen der Ge- 
meinschaft und unter Hinweis darauf, daß 
sie angesichts der Mitgliedschaft ihrer 
Staaten im Europarat dessen kulturelle Tä- 
tigkeit auch künftig entschlossen unter- 
stützen und an ihnen teilnehmen werden, 
kommen die Staats- und Regierungschefs 
überein, unter Berücksichtigung der je- 
weiligen verfassungsrechtlichen Bestim- 
mungen folgendes zu fördern, anzuregen 
oder zu erleichtern: 
— die Entwicklung der Tätigkeiten der 
Europäischen Stiftung und des Europäi- 
schen Hochschulinstituts in Florenz; 
— eine engere Zusammenarbeit zwi- 
schen den Hochschuleinrichtungen ein- 
schließlich des Austauschs von Lehrkräf- 
ten und Studierenden; 
— die Intensivierung des Erfahrungsaus- 
tausches, insbesondere unter der Jugend, 
und den Ausbau des Unterrichts in den 
Sprachen der Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft; 
— eine Verbesserung der Kenntnisse 
über die anderen Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft und eine bessere Unterrich- 
tung über die Geschichte und Kultur Euro- 
pas im Hinblick auf die Förderung eines 
europäischen Bewußtseins; 
— die Prüfung der Zweckmäßigkeit einer 
gemeinsamen Aktion, um das kulturelle 
Erbe zu schützen, zur Geltung zu bringen 
und zu wahren; 
— die Prüfung der Möglichkeit einer För- 
derung gemeinsamer Tätigkeiten bei der 
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Verbreitung der Kultur, insbesondere hin- 
sichtlich der audio-visuellen Mittel; 
— vermehrte Kontakte zwischen Schrift- 
stellern und Künstlern der Mitgliedstaaten 
und stärkere Verbreitung ihrer Werke so- 
wohl innerhalb als auch außerhalb der Ge- 
meinschaft; 
— eine engere Koordinierung kultureller 
Tätigkeit in Drittländern im Rahmen der 
politischen Zusammenarbeit. 

3.4 Die Angleichung der 
Rechtsvorschriften 
3.4.1 Die Angleichung der Rechtsvor- 
schriften im Rahmen der Zuständigkeit 
der Europäischen Gemeinschaften wird 
durch die wirksame Anwendung der in 
den Verträgen vorgesehenen Maßnahmen 
weitergeführt und intensiviert. Besondere 
Aufmerksamkeit sollte dabei einer weite- 
ren Angleichung in den Bereichen des ge- 
werblichen Rechtsschutzes, des Verbrau- 
cherschutzes und, soweit erforderlich, 
des Gesellschaftsrechts gelten. 
3.4.2 In Ergänzung der Angleichung der 
Rechtsvorschriften im Rahmen der Euro- 
päischen Gemeinschaften und unter voller 
Berücksichtigung insbesondere der Tätig- 
keit des Europarats werden die Mitglied- 
staaten bemüht sein, ihre Rechtsvor- 
schriften in weiteren Bereichen durch ge- 
eignete Rechtsinstrumente, einschließlich 
internationaler Übereinkommen, anzuglei- 
chen. Besondere Anstrengungen werden 
unternommen, um die zwischen Mitglied- 
staaten im Gemeinschaftsrahmen bereits 
ausgehandelten internationalen Überein- 
kommen, insbesondere die in den Verträ- 
gen vorgesehenen, so bald wie möglich 
zu verwirklichen oder zu ergänzen. 
3.4.3 Zu den neuen Aufgaben, die der Ver- 
wirklichung der Europäischen Union die- 
nen können, gehören insbesondere die 
folgenden: 
— die Erarbeitung von Rechtsinstrumen- 
ten, die geeignet sind, die Zusammenar- 

beit zwischen den Justizbehörden     , 
gliedstaaten,   insbesondere im 

stäi ¥ 
des Zivil- und Handelsrechts, zU ^ 
und  damit  die  Rechtspflege W 
und weniger schwerfällig zu mac      ^ 
— die Zusammenarbeit im 0ere

daS & 
Ahndung von Verstößen gegen 
meinschaftsrecht; - d*5 

- die Identifizierung von Ber^nefi^ 
Straf- und Verfahrensrechts, in de

|v1itgli«0 

Zusammenarbeit zwischen den 
Staaten erwünscht sein könnte. ^ 
(Fußnote: Vorbehalte Dänemark*^ 
ehe griechische Erklärungen iff 
zu 2.2.2 und 2.2.3) - 

4. SchlußbestimmunflJ, 
4.1 Die Staats- und Regierungschef 
ben hervor, daß zwischen der lö h# 
keit zu den Europäischen Gemein cho 
und der Teilnahme an den oben gb 
benen Tätigkeiten ein Zusammen 
steht. äis/ 
4.2 Die Verwirklichung der E^^ 
Union vollzieht sich durch die v ^0f 
und Erweiterung des Bereichs ufi 
scher Tätigkeiten, so daß diese^f ^f 
sammenhängend, wenn auch a ^e^r 
schiedlichen Rechtsgrundlagen. nzJ 
immer größeren Teil der Beziehung ^ 
sehen den Mitgliedstaaten und 
ßenbeziehungen erstrecken. ,$/ 
4.3 Die Staats- und Regierungs^/ 
den diese Deklaration einer allQ ^« 
Überprüfung unterziehen, sob\Kiege\ 
reichten Fortschritte auf dem ^^ 
europäischen Einigung dies recn ^f 
spätestens jedoch fünf Jahre nac ß d 
Zeichnung der Deklaration, im u ^ 
Ergebnisse dieser Überprüfung p 
sie entscheiden, ob die erziel ^ 
schritte in einen Vertrag über die ^ 
sehe Union eingebracht werden ^ 
Hierzu wird  das  Europäische 
um Stellungnahme ersucht. w^ 
(Fußnote: Vorbehalte Dänemark5^ 
ehe griechische Erklärungen ^ 
zu 2.2.2 und 2.2.3) 
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^Stuttgarter Erklärung" 
|s-^ggierungschefs im Wortlaut 

^fassende Aktion zur 
^ubelebung der Gemeinschaft 
jj*0 *Uropäische*Rat in Stutt- 
Nuki? «?Cnledete Erklärung über 
SÄ6 Finanzierung und 

*9'eriil     un9 der EG» die von den 

?cHied"
n9schefs gestern verab- 

'aut:    l Wurde, hat folgenden Wort- 

CÜ eir,er 7 • 
d ^ein da sich die Europäische 
fiT* s°2ialoSC^aft überaus schwerwiegen- 
^fünqe Und wirtschaftlichen Heraus- 
v! Jahrp 9egenübersieht und sich 
Püar*<llun naCh den ersten Beitritten in 
b!19 befind6n Über eine dritte Erweite" 
Sch hl°ssei      hat der Eur°Päiscne Rat 

^ in Q'n' der Europäischen Gemein- 
iS *Ur Nft!'u

er fassenden Aktion Impul- 
sen k*

elebung zu geben. 
%* bre£menden sechs Monaten findet 
Sr! 

dranap 9ele9te Verhandlung statt, um 
dv n in AndSten Probleme der Gemein- 
rn^ischfi9?^ 2U nehmen und so für die 
^Scho* Weiterentwicklung der Ge- 
ahnt.     » bis zum  ' Ht» 
S<n6in s 

H%licK 

Ende  dieses Jahr- 
tragfähige    Grundlage   zu 

^I?hti9ketaUf die Bedeutung, die Viel- 
teSei Und die Verknüpfung der 
9e!°nderenrnen Verhandlungen in einem 
deNrner, 7

Drin9»«chkeitsverfahren auf- 
Catstaqun diesem Zweck finden Son- 
ata und pn9en auf der Ebene der Au- 
iÄlls    "^minister statt, erforderli- 

*ei|   s°rider auch andere Minister, 
0 ^taatss \ Landwirtschaftsminister, 
r0*s V6rh   ekretäre können teilnehmen. 
6 r?ischen

ndiUn9ser9ebnis wird dem Eu- 
^6rnber i     auf  se'ner Tagung  am 

1983 in Athen unterbreitet. 

Die Verhandlung erstreckt sich auf 
die in den Schlußfolgerungen des Eu- 
ropäischen Rates vom 21./22. März 
1983 genannten Themen: Künftige Fi- 
nanzierung der Gemeinschaft, Ent- 
wicklung der Gemeinschaftspolitiken, 
mit der Erweiterung zusammenhän- 
gende Fragen, besondere Probleme 
einiger Mitgliedsstaaten im Haus- 
haltsbereich und in anderen Berei- 
chen sowie Notwendigkeit einer 
strengeren Haushaltsdisziplin. 

Über alle diese Fragen wird am Ende ge- 
meinsam beschlossen. 
Die Verhandlung hat zum Ziel, alle beste- 
henden Politiken unter besonderer Beach- 
tung der gemeinsamen Agrarpolitik zu 
prüfen. 
Die Prüfung der Politiken erfolgt zu dem 
Zweck, einerseits die bestehenden Politi- 
ken zu modernisieren und wirkungsvoller 
zu machen sowie die vorrangigen Berei- 
che zu bestimmen und andererseits si- 
cherzustellen, daß die Politiken kostenbe- 
wußt durchgeführt und wo immer möglich 
Einsparungen erzielt werden. 
Die Verhandlung zielt ebenfalls auf eine 
ausgewogenere und gerechtere Lage 
auch in finanzieller Hinsicht vom Stand- 
punkt der Interessen der einzelnen Mit- 
gliedsstaaten der Gemeinschaft in ihrer 
Gesamtheit ab. 
Die Verhandlung wird sich auf folgende 
Leitlinien stützen: 
Die Grundprinzipien der Gemeinsamen 
Agrarpolitik werden unter Berücksichti- 
gung der Ziele des Artikels 39 des Ver- 
trags zur Gründung der EWG respektiert. 
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Die Gemeinsame Agrarpolitik muß an die 
Situation angepaßt werden, mit der die 
Gemeinschaft in der vorhersehbaren Zu- 
kunft konfrontiert sein wird, damit sie ihre 
Ziele auf kohärentere Weise erreichen 
kann. 
Es werden insbesondere folgende Fragen 
geprüft: 
• Preispolitik 
• Garantieschwellen nach Maßgabe von 

Produktionszielen 
• Erzeugermitverantwortung 
• Interventionsregelungen 
• Regelungen über Ausfuhrerstattun- 

gen 
• Substitute und Gemeinschaftspräfe- 

renzen 
• Währungsausgleichsbeträge 
• Beihilfen und Prämienregelung 
• Interne Handelsschranken 
• Unternehmensart und -große sowie 

besondere Lage der verschiedenen 
Gruppen von Landwirten 

• Notwendigkeit strikter finanzieller 
Richtlinien 

• Außenwirtschaftspolitik im Agrarbe- 
reich 

• besondere Probleme, die sich in eini- 
gen Regionen stellen können, wie 
z. B. in den Mittelmeergebieten, Berg- 
gebieten oder anderen aufgrund na- 
türlicher oder wirtschaftlicher Gege- 
benheiten benachteiligten Gebieten. 

Die Prüfung wird u. a. zu konkreten Maß- 
nahmen führen, die mit den Marktbedin- 
gungen vereinbar sind und mit denen eine 
wirksame Kontrolle der Agrarausgaben si- 
chergestellt wird, indem von den verfüg- 
baren Möglichkeiten in vollem Umfang Ge- 
brauch gemacht wird und alle Marktorga- 
nisationen überprüft werden. 

Alle Mitgliedsstaaten müssen zur Er- 
reichung der Einsparungen ihren Bei- 
trag leisten. 

Vorschläge werden von der Kommission 
zum 1. August 1983 unterbreitet. 
Der Europäische Rat hat die Mitteilungen 
der Kommission über die integrierten Mit- 

telmeerprogramme zur Ke^l^er11'5'6 
men, die vor allem auf eine M° ^d111' 
rung der Mittelmeerlandwirtschaj•    ^ 
re bessere Integration in die a 9 t rff 
Wirtschaft abzielen. Er bittet den ffi 
se Mitteilungen zu prüfen, ->0 ^ 
hierzu die Vorschläge der K°r ^ f 
vorliegen. Der Europäische Ra Qe^ 
schlossen, die Maßnahmen der ^ 
schaft im Bereich der Forschung 
novation und der neuen Techno < 
Hinblick auf eine Zusammenarb u 
sehen Unternehmen weiterzue . (je 
und effizienter zu gestalten. ^ 
Grundlage entsprechender Kom cr# 
vorschlage werden neue Gern 
aktionen beschlossen, insbeso  ^f \ 
die Dimension der Gemeinschan ^ 
besserung   der   internationalen   ^ 
werbsfähigkeit der Unternehmen 
zen- ^isr 
Die Verhandlungen über eini^fpp|T'f"J 
hafte   Aktionen,   z. B.   das   ^Te^ 
gramm, sollten baldmöglichst aD9

Kor/' 
sen werden. Desgleichen sollten    =# 
Fortschritte  in  Richtung  auf e'     rd« 
Standards und Normen gemaen     K i 
Umweltschutz,  BeschäftigungsP.^ 
allem für Jugendliche und Sozia'J 
halten einen gleichhohen Vorrang-   J 
Die Ausgaben müssen in Zusam   ^h* 
mit dem Europäischen Pariamen1    vo 
ßerhalb des Agrarbereichs unter     pot 
gebracht werden. Die betreffen     .$ 
ken sollen im Rahmen ihrer Fina   a 
keit fortentwickelt und durch ne     f 
nen   ausgebaut   werden,   die       j[f, 
schaftlich sinnvoll in die gen^ ^£\ 
chen  Politiken  einfügen.  Zum    -^ 
1983 wird die Kommission eine ^li- 
mit Vorschlägen zur effizienteren ^ 
der Mittel der Strukturfonds der   ^f 
schaft   vorlegen   (Regionalfond ^P 
fonds, Ausrichtungssektion ^e*   efliL 
Im Mittelpunkt wird dabei eine KO  y . 
tere Koordinierung der P°litlkeA,jsÄ 
um Doppelarbeit und doppelte    0sKt 
zu vermeiden und eine größere      es 
disziplin zu erreichen. Anhand 
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lerPrüft die betreffenden Politiken 
d6lJtun Und ^e nach Dringlichkeit und 

9 Prioritäten festgelegt. 
ist, 

die 
. R'nar Politisierung  der Gemeinschafts- 

portent
n .Und -maßnahmen sowie ihre 

^e'lraurnICl<'Un9 *ür einen Engeren 
?Usat2| ,Unter Berücksichtigung des 
aUs de'C Finanzbedarfs, der sich 
9ais er

m Beitritt Spaniens und Portu- 
Wob6j Qeben würde, sicherzustellen, 
9enau 

e Möglichkeiten für Einsparun- 
IM Uschöpfensind; 

Qesarnt^
en zu vereinbaren, die in ihrer 

*enden D die 'mmer wieder auftre- 
9liecjSst 

rob|eme zwischen den Mit- 
9en de 

aten über die finanziellen Fol- 
Und se

S Hausnalts der Gemeinschaft 
^er(je

n®. Finanzierung vermeiden. Es 
^ncjty h'erzu alle geeigneten Mittel 
der « 9e überprüft, so die Vorschläge 
9en b 

mrn'ssion sowie die Vorstellun- 
itlrnmter  Mitgliedsstaaten  zur 

%ßf 

Sicherstellung gerechter finanzieller 
Bedingungen für alle Mitgliedsstaaten. 

Auf der Grundlage der erzielten Ergebnis- 
se in bezug auf die Entwicklung der Politi- 
ken, der Verbesserung der Haushaltsdis- 
ziplin und die Prüfung des Finanzsystems 
werden Ausmaß und Zeitplan des Ge- 
meinschaftsbedarfs an eigenen Mitteln 
festgelegt. 
Der Europäische Rechnungshof wird er- 
sucht, die Gemeinschaftsaktivitäten unter 
dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit der 
Haushaltsführung zu prüfen und bis Ende 
1983 einen Bericht vorzulegen. Dieser Be- 
richt wird in den alljährlich zu erstattenden 
Berichten des Europäischen Rechnungs- 
hofes fortgeschrieben. 
Die Beitrittsverhandlungen mit Spanien 
und Portugal werden mit dem Ziel fortge- 
führt, sie zeitlich so abzuschließen, damit 
die Beitrittsverträge zur Ratifizierung zu- 
sammen mit dem Ergebnis der Verhand- 
lung über die künftige Finanzierung der 
Gemeinschaft vorgelegt werden können. 

jLllu|tfolgerungen des Europäischen l*te$ 2u aktuellen internationalen Fragen 

*h.. au| II D , eitPunkt, in dem Papst Johan- 
%„    -.Polen cW'iet' hah "" Se'nen bedeutsamen Besuch 
Vjs di6 La   

n die Staats- und Regierungs- 
durch

9e. in diesem Land, mit dem ihre •X 
a6r

öen sirid 
starke Bande der Solidarität ver- 

PQI S,ark6 H 6rneut erörtert. Zu einer Zeit, in 
VSChenVoirk

Wünscne und Hoffnungen des 
eirie 

S'6 ihrer fw
S mehr denn Je zuta9e tritt' 9a" 

NÜa,i°na|e A eugun9 Ausdruck, daß nur 
tig, k0ffnuna 

Uss°rinung, die diese Wünsche 
au'..

poien **n in vo"ern Umfang berücksich- 
ühr6r, kan

S e,r,er tiefgreifenden Krise her- 

^ 

H 
\ °nr'tte H   Re9ierungschefs erörterten die 

nah|Hen ^S KSZE-Folgetreffens in Madrid 
ll 'nteresse von der zeitgerech- 

ten und wichtigen Initiative Kenntnis, die der 
Premierminister des Gastlandes, Herr Felipe 
Gonzales, am 17. Juni ergriffen hat. Ihre Regie- 
rungen werden diesen Vorschlag mit gebühren- 
der Sorgfalt und aufgeschlossen prüfen. Sie ap- 
pellieren an die Regierungen der anderen Teil- 
nehmerstaaten, ebenso zu verfahren. Sie ver- 
traten erneut den Standpunkt, daß die Annah- 
me eines substantiellen und ausgewogenen 
Schlußdokuments in Madrid Fortschritte für die 
Menschen bringt, den Weg für eine Konferenz 
über Abrüstung in Europa zu eröffnen, dem 
KSZE-Prozeß neue Impulse geben und einen 
nützlichen Beitrag zur Verbesserung der Ost- 
West-Beziehungen insgesamt leisten würde. 

Naher Osten 
Die Staats- und Regierungschefs sind der Auf- 
fassung, daß die Wiederherstellung der vollen 
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Souveränität Libanons und seine Rückkehr zu 
einem endgültigen Frieden den vollständigen 
und umgehenden Rückzug der fremden Streit- 
kräfte von seinem Hoheitsgebiet erfordern mit 
Ausnahme solcher, deren Anwesenheit einem 
Wunsch der libanesischen Regierung ent- 
spricht. 
Sie bekräftigten ihre volle Unterstützung Präsi- 
dent Gemayels und seiner Regierung, die sich 
entschlossen um die Wiederherstellung ihrer 
Autorität auf dem gesamten libanesischen Ho- 
heitsgebiet bemühen. Sie vertreten in diesem 
Zusammenhang die Auffassung, daß die Unter- 
zeichnung des israelisch-libanesischen Abkom- 
mens einen Schritt darstellt, auf den weitere 
Schritte folgen müssen. Sie sind jedoch der An- 
sicht, daß der Frieden nur dann Wirklichkeit 
werden kann, wenn die Sicherheit und die be- 
rechtigten Interessen der übrigen Staaten und 
Völker der Region berücksichtigt werden. 

Sie erklärten ihre Bereitschaft, die Bemühun- 
gen der betreffenden Parteien um eine breitere 
Verständigungsgrundlage mit allen ihnen zur 
Verfügung stehenden Mitteln zu fördern. 

Sie sind nach wie vor davon überzeugt, daß ein 
gerechter, dauerhafter und umfassender Frie- 
den im Nahen Osten sich nur auf der Grundlage 
der Prinzipien erreichen läßt, die sie in der Ver- 
gangenheit wiederholt zum Ausdruck gebracht 
haben. 

Sie brachten erneut ihre ernste Besorgnis über 

die Not der palästinensischen Z'^lu
daß di* "ri 

zum Ausdruck. Es ist ihr Wunsch,     ^f 
ständigen internationalen Stellen J^d«^ 
zugunsten dieser Bevölkerung un&e 

füllen können. 

Mittelamerika 
b&* Die Staats- und Regierungschefs     ^^. 

ihr großes Interesse an den Entwi     ^ 
Mittelamerika. Sie sind tief 
wirtschaftlichen und sozialen 
vielen Teilen dieser Region, über 
aus  ergebenden  Spannungen 
weit verbreitete Elend und Blutvergi 

und 

pro"! 
\>- 

Sie sind der Überzeugung, daß dl      , 
Mittelamerikas  nicht  mit militäriscn^e 
gelöst werden können, sondern nu    ^$1 
politische Lösung, die in der Reg10    %$ 

- Grunzt t 
werletzl.cn 

untere 

puiuio^nc     LWOUliy,      VJl^i     III     *-i«-.      --      — A^d>1 

ren Ursprung hat und die die Gru    ^ejt 
Nichteinmischung   und 
Grenzen  beachtet.   Deshalb 
nachdrücklich die derzeitige 
tadora-Gruppe.  Sie  betonten die      gC 

initiative 
No 

keit, demokratische Bedingungen  ^ 
und die Menschenrechte in der Re9 
beachten. „ 
Sie sind auch in Zukunft bereit, inren 

sir!" 

weiteren Entwicklungen in dieser Be*.st* 
sten, um Fortschritte auf dem Weg z 

zu fördern. 
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